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Verkündet

am 1°Juli 1959

I m N a m e n d e 3 V o l k e 8

In Sachen

' o o o n o . l o . c o . a o u 0 ° . o . & o o

Klägers und Revisionsklägers7

. u o - . o o o . . Q . o . o ' . 0 o o

Beklagte und Revisionsbeklagte,

hat der 4. Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 1. Juli 1959, an der mit—

gewirkt haben

Bundesrichter ‚ F e c h n e r

als Vorsitzender9

Bundesrichter Dr“ L a n g k e i t und

Bundesrichter Dr° D a'p p r i c h

als weitere Berufsrichter9

Bundessozialrichter Dr° S c h e i t h e u e r und

Bundessozialribhter Murl 1 e r
als ehrenamtliche Beisitzer„

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des ha■esso—

zialgerichts Berlin vom 24° Januar 1958 wird zu—
rückgewiesen° \

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
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2.3.39-P_e_e_i_e.s„s

Der Versicherte Otto RXXXXXXXX wird von dem am 5. November

1951 geborenen Kläger als sein außerehelicher Erzeuger in

Anspruch genommen° In dem vom Kläger angestrengten Unterhalts—

prozeß wurde RXXXXXXXK rechtskräftig verurteilt, Unterhalt

zu gewähren, Das Landgericht War der Ansicht, daß Rosenberg

der Vater des Klägers sei; er habe der Kindesmutter inner—
halb der gesetzlichen Empfängniszeit, die vom 5. Januar bis

zum 60 Mai 1951 rechne, beigewohnt° Innerhalb dieser Zeit

habe der Kindesmutter zwar auch noch der Zeuge NXXXXX beige—

wohnt, dieser
scheide jedoch als Erzeuger aus, weil er die

Kindesmutter erst am 17° März 1951 kennengelernt habe und

es nach dem Tragzeitgutachten des Medizinalrats Dr° UXXXXXX

unmöglich sei, daß der Kläger nach diesem Zeitpunkt erzeugt

sein könne° Weiterhin bestehe zwar der Verdacht, daß auch

der Zeuge PKXXXXXX der Kindesmutter innerhalb der Empfängnis—

zeit beigewohnt habe9 dieser scheide jedoch auf Grund des

eingeholten Blutgruppengutachtens als Erzeuger aus. Der Zeuge

D.. habe der Kindesmutter, wenn überhaupt, so erst nach der

Empfängniszeit beigewohnt°

Am 7° Juli 1953 beantragte RXXXXXXXX die Gewährung von In—
validenrente° Die formularmäßige Frage, ob er Kinder unter

18 Jahren habe, verneinte er° Am 2° September 1955 beantrag—

te das Bezirksamt Wedding von Berlin, Jugendamt (Amtsvormund—

schaft), welches die Vormundschaft über den Kläger ausübt,

ihm, dem Bezirksamt, den Kinderzuschuß, auf den Rxxxxxxxx

als Vater des Klägers Anspruch habe, zu gewähren und zu über—

weisen° Eine nach Hinweis durch die Beklagte von diesem Amt

an RXKXXKX‘X gerichtete Aufforderung, nach 5 1271 Abs° 6 der

Reichsversicherungsordnung (RVG) — a.F„ — zuzustimmen, daß.

der Kinderzuschuß ihm, dem Bezirksamt, ausgehändigt werde,

ließ dieser unbeantwortet° Die Beklagte gewährte durch rechts-

mittelfähigén Bescheid vom 10° Mai 1954 RXXXXXXXX Invaliden—

rente ohne Kinderzuschuß in einer Höhe von 65,50 DM ab 14°

Juli 1955° Dieser Bescheid wurde nicht angefochteno Durch
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Verfügung vom 25° Mai 1954 ersetzte der Senator für Arbeit
und Sozialwesen von Berlin die Zustimmung des RXXXYXXXX zur

Aushändigung des Kinderzuschusses an das Bezirksamt Wedding,

Jugendamt (Amtsvormunds0haft) nach @ 1271 Abs° 6 RVO — adh—°

Durch Bescheid vom 18° Oktober 1954 lehnte die Beklagte den

Antrag des Bezirksamts Wedding von Berlin, Jugendamt (Amts—

vormundsehaft) auf Gewährung und Aushändigung des Kinderzu—

schusses vom 2° September 1953 ab, weil sie nicht davon über—

zeugt sei, daß RXXXXXKXX der Vater des Klägers sei und daher

die Möglichkeit einer Überweisung des Kinderzuschusses nach

5 1271 Abs. 6 EVO — u°Fo — ausscheide° Das Urteil des Land—
gerichts stehe dieser Entscheidung nicht entgegen; denn Zi—

vilurteile seien insoweit für ein Rentenverfahren nur ver—

bindlich, wenn sie in einem Statusverfahren ergingen; Lei—

stungsurteile in Unterhaltsklagen bänden dagegen den Versiche—

rungsträger nicht°

Gegen diesen Bescheid erhob der Kläger, vertreten durch das

Jugendamt Wedding, dieses vertreten durch den Stadtvormund

Richard Fischer, am 15, November 1954 Klage beim Sozialge-

richt mit dem Antrag, "den Kinderzuschuß zu gewähren" und

"die Abtretungserklärung des Kindesvaters „„„ nach 51271 Abs.

6 BVG zu ersetzen," Es sei grundsätzlich davon auszugehen,

daß ein nach gerichtlichem Beweisverfahren zur Unterhalts—

leistung Verpflichteter auch für das Gebiet der Sozialver—

sicherung als Erzeuger zu gelten habe, und zwar auch dann,

wenn nur über die Pflicht zur Unterhaltsleistung entschieden

werden sein Alle im ordentlichen Gerichtsvérfahren vorgetra-

genen Beweisergebnisse sprächen zudem eindeutig gegen den

Versicherten° Während das Verfahren vor dem Sozialgericht

schwebte, am 11° Dezember 1954, starb R$XäXXXXX_Da5 Sozial—

gericht wies die Klage durch Urteil vom 17° Januar 1956 ab°

Es ließ im Tenor des Urteils die Berufung zu, und bemerkte

am Ende der Urteilsgründe, daß gegen das Urteil Berufung ge—
mäß @ 143 SGG zulässig sei° RXXXXXXXX3e1 nicht der Erzeuger

des Klägers. Durch das Unterhaltsurteil sei lediglich fest—

gestellt, daß der Versicherte zur Unterhaltsleistung vers
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pflichtet sei; es besage aber nichts über die blutsmäßige

Abstammung des Klägers" An ein Unterhaltsurteil seien die

Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit nicht gebunden. Eine

restlose Aufklärung des Sachverhalts sei im vorliegenden Fal—

le unmöglich° Die Kindesmutter sei auf Grund ihres Lebens—

wandels nicht als glaubwürdig anzusehen° Es könne dem Ver—

sicherungsträger nicht zugemutet werden, Lasten eines Erzeu—

gers zu übernehmen, wenn der begründete Verdacht bestehe,
daß noch andere Männer als blutsmäßige Erzeuger in Frage

kämen. Die Möglichkeit, ein erbbiologisches Gutachten bei—

zuziehen, sei durch den Tod des Versicherten entfallen„

Gegen dieses Urteil legte der Kläger Berufung ein mit dem

Antrag, unter Aufhebung des angefochtenen Urteils und des

ablehnenden Bescheides der Beklagten, diese zu verurteilen,

ihm nach dem Antrag vom 2. September 1953 einen Kinderzuschuß

zu der Rente des RKEXXXXXX ab 1° Oktober 1953 zu gewähren„

Das Landessozialgericht wies die Berufung durch Urteil vom
24° Januar 1958 zurück; es ließ die Revision zu„ Bei dem kla—

ren Wortlaut der Zulassung im Tenor des Urteils des Sozial—

gerichts müsse trotz des Vermerks in den Entscheidungsgrünw
den, daB die Berufung nach 5 143 des Sozialgerichtsgesetzes

(SGG) zulässig sei, angenommen werden, daß eine Zulassung

von seiten des Sozialgerichts ausgesprochen werden sollte„

Da die Berufung auch fristgemäß eingelegt sei, bestündeh

keine Bedenken gegen ihre Zulässigkeit° Das Berufungsgericht

hielt den Kläger aber nicht für aktiv—legitimiert, den Kin—

derzuschlag von der Beklagten zu fordern. Der Kinderzuschuß

sei ein Bestandteil der Invalidenrente des Versicherten;

seine Gewährung hänge nicht von einem Antrag ab. In @ 1271

Abs° 6 EVO — a.F° — sei allerdings vorgesehen, daß der Kinder—

zuschuß mit Zustimmung des Versicherten einem Dritten auf

dessen Antrag ausgehändigt werden könne, wenn dieser den

Unterhalt des Kindes überwiegend bestreite. Die Überweisung

des Kinderzuschusses durch Bescheid an den Dritten liege_aber

im freien Ermessen des Versicherungsträgers, dessen Entschei—
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dung allerdings nach @ 64 Abs„ 1 und 2 SGG anfechtbar sei°

Die Anwendung dieser Bestimmung setze jedoch voraus9 daß ein

Kinderzuschuß überhaupt bewilligt sei° Ein selbständiges

Recht des Kindes? den Kinderzuschuß zu der Rente seines Va—

ters zu beantragen, bestehe dagegen nicht. Der Versicherte

_selbst habe trotz Vorliegens eines Unterhaltsurteils seine

Vaterschaft immer bestritten und habe selbst keinenlünderzu—

schuß für den Kläger, für den er Unterhalt zu leisten habe,

beantragtu

Gegen dieses ihm am 14„ Februar 1958 zugestellte Urteil

hat der Kläger9 vertreten durch das Bezirksamt Wedding von

Berlin? Abt° Jugend und Sport — AmtsV0rmundschaft —‚ durch

Schriftsatz vom 6„ März.1958, eingegangen am 8° März 1958,

Revision eingelegt und diese durch Schriftsatz vom 27° März,
1958‚“ eingegangen am 29„ März 1958, begründet° Er ist der

Auffassung, daß dem Bezirksamt Wedding von Berlin, Abt° Ju—

gend und Sport — Amtsvormundschaft —, ein Recht auf Auszah—

lung des Kinderzuschusses zustehe‚ da er von diesem unterhal—

ten werde, so daß dieses Amt aktiv legitimiert sei° Im übri—

gen ist er der Auffalsung, daß das Unterhaltsurteil gegen
den Versicherten auch die Sozialgerichte binde°

Er beantragt?

das Urteil des Landessozialgerichts vom 24. Januar

1958 aufzuheben‚ die Beklagte zu verurteilen, dem

Jugendamt Wedding als Vormund des Klägers den Kinder—

zuschuß auszuhändigen,

hilfsweise9

die Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung

an das Landessozialgericht zurückzuverweisen‚

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen°

Sie hält das angefochtene Urteil für zutreffend°
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Entsoheidungsgründe

Der zulässigen Revision mußte der Erfolg versagt bleiben°

Das Berufungsgericht hat zu Recht angenommen, daß die Beru—„

fung statthaft ist, da das Sozialgericht eindeutig die Zu—

lassung ausgesprochen hat°
..

Auch in der Sache selbst war der Entscheidung des Berufungs—

gerichts im wesentlichen zuzustimmen° Maßgebend für die zu

treffende Entscheidungist der in der letzten mündlichenTat—
sachenverhandlung gestellte Antrag° Dieser ist dahin auszu—
legen, daß der Kläger die Feststellung und Gewährung des Kin—

derzuschusses und — dies ergibt sich aus dem Hinweis auf den

Antrag vom 20 September 1953 — dessen Überweisung gemäß 5 127?

Abs„ 6 RVO a.F° an das Bezirksamt Wedding beantragt° Soweit

der Kläger die_Feststellung und Gewährung des Kinderzuschus—

ses begehrt, ist, ohne daß es einer Entscheidung bedarf, ob
der Versicherte der Erzeuger des Klägers ist, die Klage schon

deshalb unbegründet, weil der Kinderzuschuß nur dem Versicher—

ten selbst, nioht aber dem Kind zusteht, da der Kinderzu—
schußTeil der Versichertenrente ist (5 1268Abs. 1 RVG)°
Der Kläger ist daher, wie das Berufungsgericht zutreffend ent—

schieden hat, insoweit nicht aktiv—legitimiert„

Das weitere Begehren des Klägers, die Beklagte zu verpflich—

ten, den Kinderzuschuß gemäß @ 1271 Abs. 6 BVG — a„F„ — an
das Bezirksamt zu überweisen, ist schon deshalb unzulässig,

weil allenfalls das Bezirksamt, welches den Unterhalt des

Klägers überwiegend bestritten hat, dem also gegebenenfalls

das Recht aus 5 1271 Abs° 6 BVG a.F° zustehen könnte, nicht

aber der Kläger zur Erhebung dieser Klage berechtigt ist°

Grundsätzlich ist zur Prozeßführung nur der Inhaber des ma-

teriellen Rechts befugt° Nur ausnahmsweise steht einem Drit—

ten die Pr02eßführungsbefugnis zu (Prozeßstandschaft), wenn

er durch Gesetz oder durch Einverständniserklärung des ma—

teriell Berechtigten (gewillkürte Prozeßstandschaft) zur
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Klageerhebung ermächtigt ist° Eine gesetz liche Drn„„hti"ung

scheidet im vorliegenden Fall aus„ D%e:en is I‘:‚anz'unehmen9

daß das B zirlsamt, da es als gesetzlicher Ve trf;ter des Klä—

gers für diesen die Ringe erhoben hat, mit ner ilee‘ernebun5

durch den Kläger einverstanden ist° Die gew11lkü 1te Prozeß—

standschaft ist allerdings nur zulüs sig, wenn aus t/11oq in

er lerson des Kläger s ein eigenes Rechtss01utzbedür1nis an

der Erhebung der Klage besteht (so auch ££G 37, 390 /5951R575

BGH° Lindenmeyer—Möhring Dr„ 1 zu BGB % 135;a£1° Roeenberv

Lehrbuch des Deutschen Zivilpro ozeßrecnte, ? Aufl, 50 189

ffg); denn jede Ylage verlangt ein eig enes Reohtesohutzbe—

dürfn.1s des Kläge1° Wird die "le _;e d01eh einen Dr1.tten er—
hoben? so reicht das Vorliegen eines Rec ht% onvtzbed e11 nis see

in der Person des materiell BereChtigten allain nic 1—t aus°

s würde eine prozessunl une1wüne chte Au5\leitung der Klagen

Dritter zur Folge haben? wenn von d m 'oriier n eines eige—

nen Reohtsschutzbedürfnissee in der “51 01 des Dritten abge—

sehen würde° Im vorliegenden Fall liegt aber ein eigenes

Rechte scnut1bcdurtnis des Klage L“S insoweit niont vor„ Allen»

falls könnte dies der Fall sein, wenn der Kläger verpflich—

tet wäre? die ihm vom Bezi■r s amt gewährte Fü1eorgeunterstüté

zung später zurückzuzahlen, d.a er dann ein Interesse daran

neben würde? saß sein Unterhalt nieht-durch Fürsorgeunter—

stützung, sondern durch den dem Bezinke ex
derzusohuß bestritten würde° Naeh $ 25 11b

0 4 o der Reichsver»

ordnung über Fürooroox[laoht vom 15 Februar 1924 (RGBl° 1
So 100) ist der Kläger jedoch zu1 RU kaenlvn keinesfalls vor»

1nt üoe1wies onen Kin—

pfl.iohtet‚ weil er webrend. der in Frra5 stehenden Zeit des

18„ Lebensjahr noch nicht vollendet imthe. Die Klegge ist so—
mit manbeis eines eigenen Rechtsschutzinteresses des Klägers

unzul:issig„

Die Klage konnte insoweit auch nicht in eine nlage des be—

irkeamts umgedeutet we1den, weil bewuß der R“Lger und nicht

das Bezirksamt die Klage erhoben hat, da enge 7‘WLH wurde,

daß der Klauel die Fe zme11nnb und des Cinderzu—

schusses an Stelle des Vers iche (;
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Eine Parteiänderung hätte zwar in der Berufungsinstanz noch vorge—
nommen we1den können, ist aber nach & 168 SSG ir der Revisionsin—

t

].

stenz ausgesCthS-seno Es war dem erkennenden & na 3 eh nicht mög—

};
:-

u
lich den Rechtsstreit zwecks “i ' l u‘113 der Fer*m i3 iilderung an

T “
34.

\)

\.J

„ ihm diese weg nach @$E
'J

dee Berufungsgericht 4UTUCKZUVLTJGLEÜH‚

170 SGG nur eröffnet ist, wenn die Bigvi ion begründe isto'Ob äes

Veri'ahren decs Berufungsgerichts an einem wesentlichen üangel leidet,

weil es den Tläger nicht auf die Unzuld521“feit seiner Klage auf—ii)“L

::39 3.323 gemg-nt n.ed eine Parteiänäerung angeregt hat, kann dahinge—

stellt bleiben‚ da dies nicht gerügt isto

Die läevision des£Kläsers ist somit unbegründet, wobei allerdings
i% tzustellen is ieß die ATA”0 soweit mit ihr die Überweisung

des Kinderzuschu3ses en das Bezirksamt begehrt wird, nicht — wie

die Vorinstanzen angenommen haben — unbegründet, sendern unzulässig
ist°

Die Beklagte wird allerdings noch zu prüfen haben, ob der Antrag

des Bezirksamts vom 2° Oktober1953 nicht dahin eus3e] egt werden

kann, daß damit auch ein Lrsatzansp ich nach & 1551 EVO a„F„ geltend

gemacht und ein Antrag auf Feststellung des 1£inäerzuschusses nach
@ 1558 RVG a } g83tellt werden sollte; gegebeneni elle müßte sie
hierüber noch einen besond. =ren Bescheid erteileno

Die Kostenentscheidun€ ergeht nach ; 195 sgg„
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